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Assistenzhund
vonSteuernbefreit
Kantonsrat Wer einenBlinden-
hund hält, muss im Kanton Lu-
zernkeineHundesteuerentrich-
ten. Das gilt ab nächstem Jahr
auch für Besitzer von anderen
Assistenzhunden, die zum Bei-
spiel vor Diabetes oder epilepti-
schenAnfällenwarnen.Das hat
derKantonsrat amMontagnach
zweiter Beratung mit 109 zu 0
Stimmen entschieden.

Offen liessdasParlamentan
dererstenBeratungvomJuni, ob
auch Herdenschutzhunde von
derSteuerbefreitwerdensollen.
Die Kommission für Gesund-
heit, Arbeit und soziale Sicher-
heit hatte in der Zwischenzeit
einen entsprechenden Antrag
eingereicht.Kommissionspräsi-
dentinPiaEngler (SP,Kriens)er-
klärte, der Antrag sei äusserst
knappmit ihremStichentscheid
zustandegekommen.DieMehr-
heit habe die Steuerbefreiung
von Herdenschutzhunden als
sinnvoll befunden. Eine knappe
Minderheit sei derMeinung ge-
wesen,dassnachBundesbeiträ-
gen eine weitere Subventionie-
rung nicht nötig sei.

Aus dem Regierungs- und
demKantonsrat kamen weitere
Gegenargumente. Der Herden-
schutzhunddieneandersalsAs-
sistenz- und Therapiehunde
nichtdirektdemMenschen.Zu-
dem sei der Entscheid über die
Anschaffung eines Herden-
schutzhundes freiwillig. Mit 58
zu 53 Stimmenwurdenachwie-
derholterAbstimmungentschie-
den, Herdenschutzhunde nicht
vonderSteuer zubefreien. (avd)

Regierung istgegenBargeld-StoppfürAsylsuchende
Geht es nach der Luzerner SVP, sollen rund 6500Asylsuchende kein Bargeldmehr erhalten oder beziehen können.
Das hält die Regierung für keine gute Idee – und schlägt die Tür trotzdemnicht ganz zu.

Lukas Nussbaumer

Asylsuchende, die Sozialhilfe
beziehen, sollen eine Bezahl-
oder Debitkarte erhalten – und
damit im Gegensatz zu heute
kein Bargeld mehr. Das ver-
langt SVP-Kantonsrat Mario
Bucher in einer Motion, die er
Mitte März eingereicht hat.
Gleiche und ähnlicheVorstösse
haben SVP-Mitglieder auch in
Zug, Bern, St. Gallen undBasel
lanciert.

Nun liegt die Antwort der Lu-
zerner Regierung auf Buchers
Vorstoss, der von der ganzen
Fraktionmitgetragenwird, vor.
Sie hält die Einführung vonBe-
zahlkarten einzig im Kanton
Luzern für «nicht zielführend.
Es bräuchte eine schweizweite
Einführung, um eine allfällige
Wirksamkeit zu entfalten»,
schreibt die Exekutive. Auf-
grund der tiefen Geldleistun-
gen für Asylsuchende von mo-
natlich 380 bis 685 Franken sei

die «Gefahr eher gering, dass
Geld zweckentfremdet oder
gar missbräuchlich verwendet
wird».

WartenaufBern,Deutsch-
landundÖsterreich
Trotz ihrer grundsätzlich ab-
lehnendenHaltungwill die Re-
gierung die Motion teilweise
als Postulat erheblich erklären.
DerGrund liegt in Bundesbern:
Der Ständerat hat nämlich ent-
gegen demAntrag des Bundes-

rats ein Postulat von Esther
Friedli (SVP) angenommen.
Damit muss die Landesregie-
rung die Vor- undNachteile der
Einführung einer Bezahlkarte
für die Schweiz in einem Be-
richt aufzeigen.

Die Luzerner Regierung er-
achtet es deshalb als sinnvoll,
den bundesrätlichen Bericht
abzuwarten und die Entwick-
lungen in Deutschland und
Österreich, wo Bezahlkarten
schon in Betrieb sind bezie-

hungsweise 2025 eingeführt
werden sollen, weiter zu ver-
folgen.

Falle der Bericht des Bun-
desrats positiv aus, sei man
«offen, allfällige entsprechen-
de Bestrebungen der Konfe-
renz der kantonalen Sozialdi-
rektorinnen und -direktoren
für einemöglichst schweizwei-
te Einführung einerDebitkarte
für Personen aus demAsyl- und
Flüchtlingsbereich zu unter-
stützen».

Häftlingemüssen inContainer
DemKanton fehlen bis zu 70Haftplätze. Besonders die Zahl von Insassen aus demMaghreb hat stark zugenommen.

Alexander von Däniken

In SchweizerGefängnissen gibt
es nicht nur keine Freiheit, son-
dernauchkeinenPlatz. SeitAn-
fang 2023 sei der Bedarf an
Plätzen für Untersuchungshaft
undErsatzfreiheitsstrafen stark
gestiegen, schreibtderLuzerner
Regierungsrat in der Stellung-
nahme zu einer Anfrage der
Stadtluzerner FDP-Kantons-
rätin Jacqueline Theiler. In den
Justizvollzugsanstalten (JVA)
Grosshof und Wauwilermoos
würden durchschnittlich zwi-
schen60und70Haftplätze feh-
len. «Derzeit sind zu wenige
Plätze vorhanden, um die hän-
gigenHaftstrafen zuvollziehen.
Ebenso fehlenPlätze fürgericht-
lich angeordneteMassnahmen,
besonders inderPsychiatrieund
bei Suchterkrankungen.»

Besonders die Zahl der In-
sassenausMaghreb-Staatenhat
zugenommen, wie ein Blick in
die Belegungsstatistik der JVA
Grosshof inKriens zeigt. ImJahr
2022 stammten 42 Inhaftierte
ausMarokko, Algerien, Libyen,
Tunesien und Ägypten. Letztes
Jahr waren es 59. Und dieses
Jahr waren es bis Ende Juni be-
reits 48. Dazu schreibt die Re-
gierung: «Die im Justizvollzug
eingewiesenen Personen aus
denMaghreb-Staatenhabenoft
wenig Kenntnisse der hiesigen
Kultur, kommendamit schlecht
zurecht und zeigen wenig Be-
reitschaft, unsereWerte zu res-
pektieren. Viele sind im Um-
gang anspruchsvoll, verhalten
sich unkooperativ, und ein er-
heblicherTeil ist suchtbelastet.»

In der Antwort auf eine An-
fragedesGunzwilerMitte-Kan-
tonsrats Luca Boog listet die
Regierung die Zahl der Ver-
urteilten aus Maghreb-Staaten
auf.Verstiessen2018 imKanton
Luzern noch 115 Personen aus
diesen Staaten gegen das Straf-
gesetzbuch, waren es letztes
Jahr bereits 221. Stark steigend
sind auch die Verstösse gegen
das Betäubungsmittelgesetz.

Ersatzfreiheitsstrafen
imContainer
Der Regierungsrat habe bereits
Massnahmen in dieWege gelei-
tet und imFrühling eineKredit-
überschreitung genehmigt. Das
erlaube eine personelle Entlas-

tung. Denn in der JVAGrosshof
müssten Zellen doppelt belegt
werden.Und: Inder JVAWauwi-
lermoos in Egolzwil soll bis spä-
testens Sommer 2025 ein Con-
tainerprovisoriummit20zusätz-
lichenPlätzen realisiertwerden,
primär für den Vollzug von Er-
satzfreiheitsstrafen. So sollen
auch drohende Vollzugsverjäh-
rungen verhindertwerden.

Mittelfristig kommt der
Kanton nicht um fixe bauliche
Massnahmen herum, schreibt
der Regierungsrat weiter. In

der JVAGrosshofmitderzeit 112
Plätzen (davon12 fürFrauen) ist
geplant, bis 2027 den Aufnah-
metrakt zu sanierenund zusätz-
liche Spazierhöfe zu realisieren.
Denn:«DieSpannungzwischen
den eingewiesenen Personen
nimmtwegenzuwenigPlatzund
Freiraum zu.» Die Traktsanie-
rung ist erst für den Beginn der
2030er-Jahre geplant. Die JVA
Wauwilermoos mit derzeit 68
Plätzensoll bis 2034saniertund
erweitert werden.

Unabhängig der beengten
Platzverhältnisse hat derRegie-
rungsrat eine Teilrevision der
Verordnungüber den Justizvoll-
zug beschlossen, die am 1. Ok-
tober inKraft tritt. Einewesent-
liche Neuerung betrifft die JVA
Wauwilermoos: Dort sollen In-
sassen künftig Handys und an-
dereKommunikationsgeräte für
den persönlichen Gebrauch
nutzen dürfen, zumindest in
einemersten Schritt und für be-
stimmte Aufgaben. Und: Tritt
eine eingewiesene Person – so
nennt derKantondie Inhaftier-
tenneu – in einenHungerstreik,
dann braucht es nur noch ein
statt zwei Gutachten eines fo-
rensischen Psychiaters, um die
Urteilsfähigkeit zu überprüfen.

In der Justizvollzugsanstalt Grosshof wird der Platz knapp. Bild: Manuela Jans-Koch (Kriens, 29. 7. 2022)

Auch Staatsanwaltschaft
am Anschlag
Personal Nicht nur der Justiz-
vollzug ist überlastet, sondern
auch die Strafverfolgung. «Die
Situation ist angespannt, und
die Staatsanwaltschaft kommt
mit den bestehenden Ressour-
cen insbesondere bei der Be-
wältigung vongrossenFallkom-
plexen an Grenzen», schreibt
der Regierungsrat in der Ant-
wort auf eine Anfrage der
Egolzwiler Mitte-Kantonsrätin
Inge Lichtsteiner. Ende 2023
waren insgesamt 6361 Fälle
hängig. Dennoch stelle die
Staatsanwalt sicher, dass «bei
bedeutenden Verfahren keine
Verjährung eintritt».

In diesem Jahr seien bereits
vier zusätzlicheStellenbewilligt
worden, nachdemder Kantons-
rat eine entsprechende Motion
überwiesen hatte. Ab nächstem
Jahr sollengemässaktuellemFi-
nanzplan weitere zehn Vollzeit-
stellendazukommen,wobeidrei
StellendavonbisEnde2028be-
fristet sind. 2026und2027wird

der Personalbestand nochmals
um je eine Stelle und im Jahr
2028 umzwei Stellen erhöht.

Ein Teil der neuen Stellen
soll für die Bekämpfung der or-
ganisierten Kriminalität ein-
gesetztwerden.Das sei auchein
genereller Schwerpunkt des
Kantons,wie derRegierungsrat
in der Stellungnahme auf eine
Anfrage von Martin Wicki
schreibt.

DerMalterserSVP-Kantons-
rat und Präsident der Kantonal-
parteiwollteunteranderemwis-
sen, wie es um die Zusammen-
arbeit mit anderen Kantonen
steht. Dazu schreibt die Regie-
rung:«Der interkantonaleauto-
matisierteDatenaustauschsteht
heutenureingeschränktzurVer-
fügung,wasdiePolizeioftdaran
hindert, das Wirken von seriel-
lenEinzeltäternundkriminellen
Gruppierungenschnell zuerfas-
sen.» Es müssten technische
und rechtliche Barrieren abge-
bautwerden. (avd)

Stellungnahme
desRegierungsrats

«DieSpannung
zwischenden
eingewiesenen
Personen
nimmtwegen
zuwenigPlatz
undFreiraumzu.»

MussderÖV
schnellerwerden?
Kantonsrat Den Anschluss
verpasst,weil derBuszu spät am
Bahnhof ankommt: Pendlerin-
nen und Pendler erleben dies
insbesondere in der Stadt Lu-
zern oder im Raum Sursee.
Doch auch andernorts blieben
die öffentlichen Verkehrsmittel
zuoft imStau stecken,findet SP-
KantonsrätinSarahBühler-Häf-
liger. Zusammen mit weiteren
Parlamentsmitgliedern forderte
siedieRegierungauf, zuprüfen,
wie «eine konsequente Busbe-
schleunigung im ganzen Kan-
tonsgebiet» zu erreichen ist.

Jetzt liegt die Stellungnah-
me des Regierungsrats vor.
Dieser beantragt demKantons-
rat, das Postulat nicht zu über-
weisen. Heisst: Der Regie-
rungsrat will den Auftrag nicht
entgegennehmen.DasBaupro-
grammfür dieKantonsstrassen
enthalte schon viele Massnah-
men, um den öffentlichen Ver-
kehr zu fördern.DieRegierung
listet in der Stellungnahme
zwölf Beispiele auf; die Mehr-
heit davon betrifft Stadt und
Agglomeration Luzern sowie
die Region Sursee.

Kantonsrätin Sarah Bühler
gibt sich damit nicht zufrieden.
Sieanerkennezwar,dassderRe-
gierungsrat die Förderung des
öffentlichen Verkehrs ins Bau-
programm integrieren wolle.
Doch das reiche nicht: «Der
Kanton Luzern hat das Poten-
zial, vielmehrzuerreichen,denn
derÖVsollwirklichattraktiv für
alleMenschen und Regionen in
unseremKantonwerden.» (cgl)


